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Die erste Präsidentschaftsdebatte steht an Karikatur: Heiko Sakurai

K O M M E N T A R E

Tabubruch
Tobias Schmidt zu Bettina Kudla und
Sprachverrohung

Mit Kurzzeit-Empörung ist es nicht ge-
tan. Wer Brandstifter in den eigenen
Reihen akzeptiert, darf sich über Nach-
ahmer nicht wundern. Völlig ungeniert
hat die CDU-Abgeordnete Bettina
Kudla mit Nazi-Vokabular Merkels
Flüchtlingspolitik kritisiert, den Be-
griff „Umvolkung“ verwendet, womit
Hitler die „Germanisierung“ Osteu-
ropas meinte. Dies ist für die Union ein
Tabubruch und für einen demokrati-
schen Politiker unwürdig.

Das Motiv der Abgeordneten aus
Leipzig ist plump: Hier wird Frem-
denfeindlichkeit bedient und die Sor-
ge vieler Bürger, die Zuwanderer sei-
en eine Herausforderung, schamlos
ausgenutzt, um der AfD Stimmen ab-
zujagen. Doch die steigende Xeno-
phobie, die sich immer häufiger in Wut
auf Ausländer entlädt, ist zu einer
ernsten Gefahr für den Zusammen-
halt der Gesellschaft geworden.
Gleichwohl wird immer wieder Öl ins
Feuer gegossen.

Auch die ätzende Bemerkung von
CSU-Generalsekretär Andreas Scheu-
er über den „ministrierenden Senega-
lesen“ war verheerend und respektlos.
Dass die Christsozialen Scheuer nicht
scharf zurechtwiesen, erweckte den
Eindruck, das Zündeln sei im Interes-
se der Partei. Aber: Wer die Provoka-
tionen nicht stoppt, ermuntert nur zum
Weitermachen, muss sich nicht wun-
dern, wenn der Bann immer weiter
bricht, der Verrohung der Sprache die
Verrohung der Menschen folgt.

Dann ins Duell!
Sören S. Sgries zum Personalstreit in
der Südwest-SPD

Seit der niederschmetternden Land-
tagswahl schienen sich die Südwest-
Genossen zumindest auf eine Grund-
tugend besonnen zu haben: Solidari-
tät. Gemeinsam sammelte man sich
hinter der designierten Parteichefin
Leni Breymaier, die den Neustart or-
ganisieren, neue Hoffnung aufkom-
men lassen sollte. Die Einigkeit ist
vergessen. Der Streit um die künftige
Generalsekretärin: ein alarmierendes
Zeichen für die Sozialdemokraten.

Sicherlich darf man zweifeln an der
absehbaren Kurskorrektur Breymai-
ers. Die Grünen gewinnen in der Mitte,
während die Linkspartei nicht über
drei Prozent kommt – muss die SPD da
wirklich nach links schielen? Aller-
dings haben Partei und Parteivorstand
bisher dankbar die Kandidatur der
Noch-Verdi-Chefin unterstützt. Kein
Gegenkandidat traute sich hervor.
Jetzt in einem „Stellvertreterkrieg“
ausgerechnet über den Generalsekre-
tärsposten den künftigen SPD-Kurs
noch beeinflussen zu wollen, ist feige.

Wenn die Landtagsfraktion einen
derihreninderParteizentralewünscht,
dann muss dieser offen ins Duell gehen.
Was soll die künftige Chefin denn mit
einem Aufpasser? Ein eigenständiges
Profil gewinnt die Partei so jedenfalls
nicht zurück. Und darum ging es doch
ursprünglich – nach fünf Jahren im
Schatten des Wirtschafts- und Fi-
nanzministers Nils Schmid.

PRESSESPIEGEL

Breymaier droht ein Fehlstart
Die „Stuttgarter Zeitung“ schreibt zur
Personaldebatte in der Landes-SPD:
„Die nötige Freiheit, mit anderen Köp-
fen und Inhalten einen wirklichen Neu-
anfang zu bewerkstelligen, möchte man
der designierten Landeschefin nicht ge-
währen. Schon mit ihrem Vorschlag für
den Generalsekretärsposten kann Brey-
maier bis jetzt viele nicht überzeugen –
ein Fehlstart ist möglich.“

Merkels neues Versprechen
Die „Frankfurter Rundschau“ kommen-
tiert die EU-Flüchtlingspolitik:
„Wie skandalös dieses Vorgehen ist, zeigt
das Beispiel Ägypten. Bei einem mögli-
chen Flüchtlingspakt erhält Kairo Mil-
liarden, wenn das Land keine Flücht-
linge mehr nach Europa lässt. Das hilft
aber nicht den Bedürftigen, die mit we-
niger Rechten und ohne Perspektiven in
Ägypten leben müssten. Aber um eine an-
gemessene Flüchtlingspolitik geht es
Merkel und den anderen Regierungs-
chefs nicht. Sie wollen nur die europäi-
sche Abschottungspolitik fortsetzen.“

Der „Münchner Merkur“ schreibt dazu:
„Und noch eine Rolle rückwärts. Nach
Angela Merkels Reue-Rede geht es in der
Flüchtlingspolitik nun Schlag auf Schlag:
Die Balkanroute, deren Schließung die
Kanzlerin noch im Frühjahr scharf ver-
urteilte, sollen jetzt – mit ihrem Segen –
EU-Grenzschützer versperren. Zuwan-
derer, die über Ägypten und Libyen kom-
men, sollen sofort zurückgeschickt wer-
den. (...) Jetzt gibt es ein neues Verspre-
chen der Kanzlerin: Deutschland wird
Deutschland bleiben.“

An die Wand gespielt
Die „Neue Zürcher Zeitung am Sonn-
tag“ kommentiert das Vorgehen Russ-
lands im Syrien-Konflikt:
„Wie Putin den Rest der Welt in Syrien
an die Wand gespielt hat, ist atembe-
raubend – und in erster Linie auf den Un-
willen des Westens zurückzuführen, sich
stärker in den Bürgerkrieg einzu-
mischen.“

RNZ-LEXIKON

Checkpoint:
Demokratie

Die Schauspielerin Renan Demirkan
hat als Reaktion auf zunehmende
Fremdenfeindlichkeit und Sprach-
verrohung die Initiative „Checkpoint:
Demokratie“ gestartet. In ihrem „Ma-
nifest“ wendet sie sich gegen eine
„hemmungslose Sprache“, gegen zu-
nehmenden Anti-Islamismus und An-
ti-Semitismus.Beklagtwirdauch,dass
die Demokratie „verhöhnt“ und die
Presse „bespuckt und ausgepfiffen“
wird. „Wir dürfen nicht zulassen, dass
die Hetze salonfähig wird!“, so der
Appell. „Lasst uns reden darüber, was
wir gemeinsamändern müssen und wie
wir die Demokratie stärken können!“
Mit Diskussionen an Schulen, Uni-
versitäten und auf Plätzen will die Ini-
tiative auch gegen die Verunsicherung
durch die Flüchtlingskrise angehen.

Zu den rund 80 Unterzeichnern ge-
hören Theologe Friedrich Schorlem-
mer, Schauspieler Heiner Lauterbach,
Journalist Michel Friedmann, Mode-
designer Guido Maria Kretschmer und
Publizistin Anke Domscheit-Berg.
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„Eine Gesellschaft von Ichlingen“
Schauspielerin Demirkan sieht den Zusammenhalt schwinden – „Demokratie ist in Gefahr“

Von Tobias Schmidt, RNZ Berlin

Berlin. Renan Demirkan
(61,Foto:AysheGallé) ist
Autorin („Respekt“) und
Schauspielerin („Dr.
Klein“). Jetzt hat sie ei-
ne Initiative gegen
Fremdenfeindlichkeit
ins Leben gerufen.

> Frau Demirkan, Sie
haben „Checkpoint Demokratie“ ge-
startet. Was hat Sie angetrieben?

Rassistisch motivierte Übergriffe sind
leider nicht neu. Unvergessen Solingen
und Mölln in den 90er Jahren. Jedoch stieg
die Anzahl der Übergriffe in den letzten
fünfJahrenwiederundhatsichindenzwei
vergangenen Jahren nochmal fast um das
Fünffache gesteigert. Physische Über-
griffe, Mordanschläge, Brandsätze gegen
Flüchtlingsheime – bei diesen Tätern hat
sich die Humanität aufgelöst. In der AfD
sehe ich ein bürgerliches Sammelbecken
für Rassismus in neuen Farben. Wenn
führende Köpfe in der Partei sagen, „völ-
kisch“ sei ein normales Adjektiv, dann
wird es für mich wirklich brenzlig. Das ist
nicht mehr demokratisch. Auch der Be-
griff „Umvolkung“, den eine CDU-Abge-
ordnete jetzt benutzt hat, ist schlimm. Das
Fundament der Demokratie ist die Offen-
heit, und die ist in Gefahr.

> Was setzen Sie dem entgegen?
Diejenigen, die nicht ausgrenzen, die kei-
ne Flüchtlingsheime anzünden, sind noch
in der Mehrheit. Aber wir sind nicht deut-
lich genug, und das muss sich ändern. Wir
müssen uns auch klar werden, warum das
so weit gekommen ist. Die Hartz-IV-Re-
formen, die ökonomischen Reformen, die
Veränderung der Arbeitswelt haben aus
uns eine Gesellschaft von Ichlingen ge-
macht. Der solidarische Kitt geht verlo-
ren. Wenn sich die Verunsicherung auch
in rassistischen Übergriffen entlädt, ist
das vielleicht verständlich, aber nicht ak-
zeptabel. Deswegen muss die Politik mit
sozialenReformenreagierenundnichtvor
dem Kapitalismus resignieren, um gegen
die Verunsicherung vorzugehen.

> Ist Rassismus salonfähig geworden?
Es gibt immer mehr Menschen, die von
der Sündenbocktheorie überzeugt sind.
Ich traf gerade einen Politiker aus Essen,
der einmal ein Sozialdemokrat war. Jetzt
sagt er, für die Probleme im Ruhrgebiet
seien die Flüchtlinge verantwortlich, ob-
wohl die Region seit dreißig Jahren im
Umbruch ist. Das beängstigt mich.

> Was ist Ihre Antwort auf diese Frem-
denfeindlichkeit, die Verrohung der
Sprache?

Solange wir nichts vom anderen wissen –
ob es nun ein Krimineller ist, ein Flücht-

ling oder ein Marsmensch – sind wir skep-
tisch, das ist menschlich. In dem Mo-
ment, in dem ich den anderen kennen-
lerne, ist er für mich nicht mehr be-
drohlich. Dann erkenne ich das Ge-
meinsame, sodass ich ihn weder tot-
schlagen noch anzünden oder demütigen
möchte. Das ‚Wir‘ entsteht nur durch ein
gemeinsames Miteinander, dem Reden,
dann setzt sich die Vernunft durch.

> Sie haben türkische Wurzeln, sind als
Mädchen aus Ankara nach Deutsch-
land gekommen. Spielt Ihre Herkunft
eine Rolle für Ihr Engagement?

Von der orientalischen Kultur habe ich
die Sehnsucht nach Gemeinschaft. Dass
wir handlungsfähige Menschen sind, die
eine andere Zukunft schaffen können,
habe ich hier von meinen christlichen und
jüdischen Vorbildern gelernt. Unab-
hängigvonmeinerHerkunfthatmichaber
mein Leben gelehrt: Alles Abgrenzende
der vergangenen zweieinhalbtausend
Jahre hat immer zu Zerstörung und Krieg
geführt. Aber wir sind in einer techni-
schen Zeitenwende, dessen Bedro-
hungspotenzial unüberschaubar gewor-
den ist. Deshalb muss die nächste Ent-
wicklungsstufe der Menschengeschichte
ein Miteinander sein, das gleichzeitig
auch weit mehr ist als das bisherige Ne-
beneinander, denn so eng vernetzt waren
wir noch nie.

CDU-Politikerin empört mit
Nazi-Vokabel

Abgeordnete Kudla: „Umvolkung Deutschlands hat begonnen“ – SPD fordert Rauswurf aus Fraktion

Von Tobias Schmidt, RNZ Berlin

Berlin. „Die Umvolkung Deutschlands
hat längst begonnen“: Ein Nazi-Begriff,
um die Flüchtlingspolitik der eigenen
Kanzlerin zu kritisieren. Die umstrittene
Leipziger CDU-Bundestagsabgeordnete
Bettina Kudla hat mit ihrem Twitter-Bei-
trag ein Tabu gebrochen, was in den ei-
genen Reihen für scharfen Wider-
spruch und Empörung sorgt. „Völ-
lig inakzeptabel“, urteilt CDU-Ge-
neralsekretär Peter Tauber, „das
steht nicht für die CDU“. Doch da-
mit ist es aus Sicht von Opposition
und Koalitionspartner SPD nicht
getan. Dort wird die Provokation
der CDU-Hinterbänklerin als ein
Beispiel von vielen gesehen für ei-
ne Verrohung der Sprache, vor der
Kanzlerin Angela Merkel (CDU)
gerade erst im Bundestag gewarnt
hatte. „Dass die Union sich bei der-
art massiven Grenzverletzungen
verbal distanziert, aber solche Leu-
te weiter in ihren Reihen duldet, ist
für mich nicht nachvollziehbar“,
sagt SPD-Vize Thorsten Schäfer-
Gümbel gestern im Gespräch mit
unserer Berliner Redaktion – fordert den
Rauswurf Kudlas aus der Fraktion. Er er-
innert auch an das Schweigen der CSU
nach den Äußerungen von Generalse-
kretär Andreas Scheuer („fußballspie-
lender, ministrierender Senegalese“).

Der Griff in die Kiste mit Nazi-Vo-
kabular war bislang vor allem Sache of-
fener Rechtsextremisten, Pegida-An-
hänger oder AfD-Politiker. So versuchte
deren Chefin Frauke Petry erst vor we-

nigen Tagen, das Wort „völkisch“ wieder
positiv zu besetzen. „Umvolkung“ nann-
ten die Nationalsozialisten den Versuch,
eroberte Gebiete in Osteuropa zu „ger-
manisieren“. Heute wird er von Neona-
zis genutzt, um gegen Einwanderung und
Flüchtlinge Stimmung zu machen.

Kudla reihte sich ein. Sieht auch kei-
nen Anlass zur Schadensbegrenzung oder

eine Entschuldigung. Vielleicht ermun-
tert sie, dass fast Tausend Usern ihr Ein-
trag gefällt.

Genau das beunruhigt Schäfer-Güm-
bel: „Die Gefahr besteht, dass rechts-
extreme und völkische Äußerungen sa-
lonfähig werden und man es als Teil des
normalen politischen Spektrums wahr-
nimmt“, sagte er unserer Berliner Re-
daktion. „Wir müssen mit unserer be-
sonderen Geschichte besonders aufpas-

sen, dass die Sprache des Dritten Rei-
ches sich nicht einschleicht.“ Schon dass
die CSU die Aussagen ihres Generalse-
kretärs nicht zurückgewiesen habe, sei
„ein Alarmzeichen“ dass die Partei „nicht
verstanden hat, dass es nur den Rechts-
populisten nutzen wird, wenn man AfD-
Parolen nacheifert.“ Schäfer-Gümbel
vermisst auch von CDU-Chefin Merkel

„eine klare Ansage, ob Kudla und
Scheuer für die Union sprechen“.

Ingo Kramer, Präsident der
Bundesvereinigung der Deut-
schen Arbeitgeberverbände
(BDA), hatte fremdenfeindliche
Äußerungen von Politikern als
„unerträglich“ bezeichnet und
gewarnt: „Wenn nachhaltig der
Eindruck entsteht, dass der
Fremdenhass stärker ist als die
Willkommenskultur, wird das ein
großes Problem.“ Das Image
deutscher Produkte könnte lei-
den. Doch aus dem Kanzleramt
gestern keine Reaktion.

Im Streit mit der Schwester-
partei CSU über die Obergrenze
gab es am Wochenende immerhin
keine neuen Attacken – auch wenn

es beim ersten gemeinsamen „Deutsch-
landkongress“ zum Thema „Zusammen-
halt der Gesellschaft“ in Würzburg kei-
nen Durchbruch gab. Bayerns Innenmi-
nister Joachim Herrmann (CSU) deutete
gar einen möglichen Ausweg an, beharrte
nicht mehr auf dem Begriff Obergrenze:
Man könne stattdessen auch „Limit oder
Höchstzahl“ sagen „Wir sollten die se-
mantischen Probleme nicht überbewer-
ten“, so das Entspannungssignal.

Die 54-jährige Leipziger Abgeordnete Bettina Kudla sitzt seit
2009 für die CDU im Bundestag. Foto: Laurence Chaperon
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Diesel: Was wusste Winterkorn?
In der VW-Abgasaffäre gibt es nach
einem Bericht der „Bild am Sonntag“
neue Vorwürfe gegen den früheren
Konzernchef Martin Winterkorn. Mit
dessen Wissen sollen zwei VW-Mitar-
beiter den US-Behörden im Sommer
2015 nur die halbe Wahrheit gesagt
haben, wie die Zeitung unter Berufung
auf ein Dokument mit Zeugenaussa-
gen berichtete. Demnach informierten
VW-Entwickler Winterkorn spätes-
tens am 27. Juli 2015 über die illegale
Software. Aber erst sieben Wochen
später machten amerikanische Um-
weltbehörden den Skandal öffentlich.

Bei BER-Eröffnung: Tegel schließt
Bei Eröffnung des neuen Hauptstadt-
Airports BER in Schönefeld soll der
Flughafen Berlin-Tegel sofort ge-
schlossen werden. Das sehen nach In-
formationen des „Tagesspiegels“ die
jüngsten Planungen des Berliner
Flughafen-Chefs Karsten Mühlenfeld
vor. Nach geltender Rechtslage muss
TegelspätestenssechsMonatenachder
Inbetriebnahme des neuen Flugha-
fens seinen Betrieb einstellen. Die ge-
nehmigten Flugrouten für den BER
sind jedoch nicht vereinbar mit Tegel.


